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Die Aufgaben der kommunalen Erhebungs-

stellen beim Zensus 2011

Sebastian Vonhoff, Sebastian Fischbäck

Verlässliche Angaben über die Bevölkerungs- 

und Wohnsituation in unserem Land sind un-

verzichtbar. Amtliche Einwohnerzahlen wer-

den in vielen Gesetzen genutzt und bilden die 

Grundlage für zahlreiche Entscheidungen. 

Nach ihnen werden Wahlkreise eingeteilt, Bür-

germeister und Landräte besoldet sowie im 

Länderfinanzausgleich und im kommunalen 

Finanzausgleich die Zahlungen vorgenom-

men. Bevölkerungsdaten bilden die Grundlage 

für den zukünftigen Bedarf an Kindergarten-

plätzen, Schulen, Krankenhäusern und Senio-

renheimen. Informationen zum Bestand und 

zur Struktur von Wohnraum dienen als Pla-

nungsgrundlage für den Wohnungsbau. Alle 

diese Informationen erhält man durch einen 

Zensus, eine Erhebung, die ermittelt, wie viele 

Menschen in einem Land, in einer Stadt oder 

einer Gemeinde leben, wie sie dort wohnen 

und arbeiten.

Die primärstatistischen Erhebungen im Rahmen 
des Zensus 2011 werden von den jeweiligen Sta-
tistischen Landesämtern organisiert.1 Insbeson-
dere bei der Gebäude- und Wohnungszählung 
(GWZ) werden die Auskunftspflichtigen posta-
lisch unmittelbar vom Statistischen Landesamt 
angeschrieben. Die Durchführung der Haushalts-
befragung auf Stichprobenbasis (Haushaltsstich-
probe) und der Erhebung an Sonderbereichen 
vor Ort wurde durch das Gesetz zur Ausführung 
des Zensusgesetzes 2011 (AGZensG2011) den 
kommunalen Erhebungsstellen übertragen. 
Nach intensiven Verhandlungsrunden mit den 
kommunalen Spitzenverbänden hat der Land-
tag in diesem Gesetz neben Aufgabenschnitt 
und Finanzzuweisungen an die kommunalen 
Stellen auch das Erhebungsstellenkonzept ge-
regelt. Erhebungsstellen wurden demnach in 
53 Gemeinden2 mit mindestens 30 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern sowie in den 35 Land-
kreisen eingerichtet. Die Prüfung und Aufberei-
tung der von den kommunalen Erhebungsstellen 
– mit Unterstützung von rund 14 000 Erhebungs-
beauftragten – gewonnenen Daten erfolgt im 
Anschluss im Statis tischen Landesamt.

Insbesondere die didaktische Aufbereitung der 
anfallenden Aufgaben und die fachliche Vorbe-

reitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Erhebungsstellen stellten hierbei eine 
große Herausforderung dar. Mittlerweile sind 
nach dem 9. Mai 2011, dem Stichtag des Zen-
sus 2011, 4 Monate vergangen. Vor dem Hin-
tergrund der massiven Kritik aus der Bevölke-
rung während der letzten Volkszählung 1987 
kann man beim Zensus 2011 von einem äu-
ßerst erfolgreichen und von der Bevölkerung 
akzeptiertem Erhebungsverlauf sprechen. 

Die Haushaltsstichprobe

Bei der Haushaltsstichprobe werden in Baden-
Württemberg ca. 10,6 % der Bevölkerung (etwa. 
1 148 000 Personen) befragt. Für die Befra-

1 Informationen zur Erhe-
bungsmethode des Zen-
sus finden sich in: Statis-
tik Aktuell, 2. aktualisierte 
Auflage 2011. Außerdem 
enthalten frühere Aus-
gaben des Statistischen 
Monatsheftes diverse 
Veröffentlichungen zum 
Zensus 2011 (Vgl. Sinner-
Bartels, Barbara: Wis-
senswertes zum Zensus 
2011, in Statistisches 
Monatsheft Baden-Würt-
temberg 2/2011, S. 10–13. 
Lamla, Karsten: Zensus 
2011: Auswertung der 
Ergebnisse, in Statis ti-
sches Monatsheft Baden-
Württemberg 11/2010, 
S. 25–30. Brenner, Car-
mina: Zensus und Land-
wirtschaftszählung: zwei 
Großprojekte der amt-
lichen Statistik, in Statis-
tisches Monatsheft Ba-
den-Württemberg 1/2010, 
S. 6–9. Münzenmaier, 
Werner: Zensus 2011: 
ein großes Anliegen des 
Finanzministeriums Ba-
den-Württemberg, in 
Statistisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
8/2009, S. 19–22.

2 Die Städte Ludwigsburg, 
Kornwestheim und 
Bietig heim-Bissingen 
haben sich hierbei zu 
einer Erhebungsstelle 
zusammengeschlossen. 

Karteileichen- und 

Fehlbestandsraten

Die Angaben aus den Melderegis-
tern der Kommunen können Ungenauig-
keiten enthalten. Ein Beispiel: Wer an sei-
nem aktuellen Wohnort (noch) nicht 
gemeldet ist, steht nicht im Einwohner-
melderegister dieser Gemeinde. Würde 
dieser sogenannte Fehlbestand bei der 
Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahl 
nicht berücksichtigt, ergäbe sich für die 
Kommune eine zu niedrige amtliche Ein-
wohnerzahl. Dieser Fall eines Fehlbe-
standes kann mit der Haushaltebefra-
gung ermittelt werden (statistischer 
Abgleich der Haushaltebefragung mit 
den Daten des entsprechenden Meldere-
gisters).

Ausgewertet wird aber nie ein einzelner 
Fehlbestand, sondern nur sogenannte 
Fehlbestandsraten, das heißt der Pro-
zentsatz, um den die statistische Einwoh-
nerzahl – in diesem Fall nach oben – kor-
rigiert wird. Beim umgekehrten Fall 
handelt es sich um Karteileichen1, wenn 
also Personen an ihrem ehemaligen 
Wohnort noch gemeldet sind, tatsächlich 
aber schon woanders leben.

1 Vgl. www.zensus2011.de/im-gespraech/glossar/glossar-
detail/glossar/fehlbestand.html
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3 In Gemeinden mit weni-
ger als 10 000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern 
erfolgt die Fes tstellung 
der neuen amtlichen 
Einwohnerzahlen auf 
der Basis der Angaben 
aus den Melderegistern 
nach Durchführung der 
Mehrfachfallprüfung und 
der Befragung zur Klä-
rung von Unstimmig-
keiten (siehe auch wei-
tere Aufgaben in den 
Erhebungsstellen). Wei-
terführende Informa-
tionen zur Ermittlung 
der amtlichen Einwoh-
nerzahlen finden sich 
außerdem unter www.
zensus2011.de/presse/
artikel/wie-funktioniert-
die-ermittlung-der-amt
lichen-einwohnerzahlen.
html.

gung wurde dabei stets die gesamte Anschrift 
ausgewählt, die auf Basis eines geschichteten 
mathematischen Zufallsverfahrens gezogen 
wurde. Alle dort mit Haupt- oder mit Neben-
wohnsitz wohnhaften Personen sind zu befra-
gen. Die Erhebungsbeauftragten kündigen 
sich hierbei im Zuge einer Vorbegehung bei 
den Auskunftspflichtigen mittels einer Termin-
ankündigungskarte an und legen dieser Karte 
ein Anschreiben, einen Informationsflyer und 
Gesetzesinformationen bei. Der Auskunfts-
pflichtige hat bei der Befragung die Möglich-
keit, die maximal 46 Fragen des Fragebogens 
der Haushaltsstichprobe direkt mit Unterstüt-
zung des Erhebungsbeauftragten auszufüllen. 
Alternativ kann der Fragebogen selbst ausge-
füllt und per Post an die zuständige Erhe-
bungsstelle geschickt oder online ausgefüllt 
werden. 

Die Haushaltsstichprobe verfolgt zwei Ziele. 
So werden zum einen auf Basis der in der 
Haushaltsstichprobe ermittelten Ergebnisse in 
Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern die Angaben aus den 
Melderegistern statistisch korrigiert,3 die wie-
derum die Basis für die Ermittlung der neuen 
amtlichen Einwohnerzahlen darstellen. Dies 
geschieht über das Hochrechnen von Karteilei-
chen- und Fehlbestandsraten (siehe i-Punkt). 
Zum anderen werden über die Haushaltsstich-
probe sogenannte Zusatzmerkmale wie zum 
Beispiel zur Erwerbstätigkeit oder Bildung er-
mittelt, die nicht in den Melderegistern vorlie-
gen. Die Ergebnisse werden für Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern sowie auf Kreisebene hochgerechnet. 

Zu Vorbereitung der Erhebungsstellen auf ihre 
Aufgaben fanden drei umfangreiche Schulungs-
blöcke im Statistischen Landesamt statt, das 
für die Konzeption des ersten und des letzten 
Schulungsblocks bundesweit federführend 
tätig war. Die im Oktober/November 2010 or-
ganisierten Schulungen der Leiterinnen und 
Leiter der Erhebungsstellen beschäftigten sich 
hauptsächlich mit der Einrichtung der Erhe-
bungsstellen, insbesondere unter Berücksich-
tung der datenschutzrechtlichen Vorgaben und 
den anstehenden Aufgaben der Erhebungs-
stellenleiterinnen und -leiter. Anschließend 
wurden im Rahmen mehrerer Software-Schu-
lungen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Erhebungsstellen mit der für die Durchfüh-
rung der Haushaltsstichprobe und der Erhe-
bung an Sonderreichen programmierten Zen-
sus-Software vertraut gemacht. Im Februar 
2011 folgten abschließend die Schulungen der 
Schulungsleiter, das heißt derjenigen Multipli-
katoren, die ihrerseits die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Erhebungsstellen auf die 

Schulungen der rund 14 000 Erhebungsbeauf-
tragten in Baden-Württemberg vorbereitet 
haben (Tabelle 1).

Die Erhebung in sensiblen und nicht-sensiblen 

Sonderbereichen

Der Begriff der sensiblen und nicht-sensiblen 
Sonderbereiche ist eigens für den Zensus ge-
schaffen worden. Darunter sind Gemeinschafts-, 
Anstalts- und Notunterkünfte, Wohnheime 
sowie ähnliche Unterkünfte zu verstehen (Ta-
belle 2). An den entsprechenden Anschriften 
lässt sich das im Zensus angewandte Verfah-
ren der Haushaltsstichprobe aus verschiede-
nen Gründen nicht durchführen.

Zum einen handelt es sich bei Sonderbereichen 
um Anschriften mit sensiblen Bereichen, an 
denen für die Bewohnerinnen und Bewohner 
die Gefahr einer sozialen Benachteiligung be-
steht, wie beispielsweise Justizvollzugsan-
stalten oder Behindertenwohnheime. 

Zum anderen zählen Anschriften zu den nicht-
sensiblen Sonderbereichen, an denen oft eine 
besonders hohe Fluktuation der dort wohn-
haften Personen oder ein unzureichendes Mel-
deverhalten festgestellt werden kann. Diese 
Einrichtungen (zum Beispiel Studentenwohn-
heime, Klöster, Internate) können nicht im nor-
malen Verfahren erhoben werden, da eine Hoch-
rechnung der Karteileichen- und Fehlbestands-
raten zu verzerrten Ergebnissen führen würde. 
Des Weiteren zählen Anschriften von Angehö-
rigen ausländischer Streitkräfte und Diplomaten, 
für die keine Meldepflicht in Deutschland exi-
stiert und die auch nicht zu der im Zensus 2011 
zu zählenden Bevölkerung gehören, ebenfalls 
zu den Sonderbereichen. An diesen Anschrif-
ten findet jedoch keine Erhebung statt. 

Bei der Erhebung an nicht-sensiblen Sonder-
bereichen werden wie bei der Haushaltsstich-
probe die Auskunftspflichtigen direkt von Er-
hebungsbeauftragten befragt. Bei sensiblen 
Sonderbereichen findet dagegen eine Befra-
gung der Einrichtungsleitung statt, wobei auch 
hier die Angaben online gemacht werden kön-
nen. Die Einrichtungsleitungen sind nur aus-
kunftspflichtig für die ihnen bekannten Erhe-
bungsmerkmale. Die Bewohnerinnen und 
Bewohner der sensiblen Sonderbereiche sind 
jedoch über die Erhebung zu unterrichten.

Ziel der Erhebung an Sonderbereichen ist 
ebenfalls die Feststellung der amtlichen Ein-
wohnerzahlen. Dieses Ziel wird über eine Voll-
erhebung der an den Sonderanschriften wohn-
haften Personen erreicht. Im Abgleich mit den 



Bevölkerung,

Familie

Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 11/2011

16

Kommunale Erhebungsstellen beim Zensus 2011T1

Erhebungsstelle Zu befragende Personen 
in der Stichprobe

Anteil am Gesamtstich-
probenumfang in %

Stuttgart 26 488 2,31
Böblingen 6 170 0,54
Herrenberg 4 088 0,36
Leonberg 5 296 0,46
Sindelfingen 7 536 0,66
Kreis Böblingen 22 613 1,97
Esslingen am Neckar 6 508 0,57
Kirchheim unter Teck 4 732 0,41
Nürtingen 4 896 0,43
Filderstadt 4 670 0,41
Leinfelden-Echterdingen 4 687 0,41
Ostfildern 4 786 0,42
Kreis Esslingen 25 355 2,21
Göppingen 5 634 0,49
Kreis Göppingen 23 066 2,01
Ludwigsburg1) 16 689 1,45
Kreis Ludwigsburg 59 471 5,18
Backnang 4 241 0,37
Fellbach 4 934 0,43
Schorndorf 4 499 0,39
Waiblingen 5 834 0,51
Rems-Murr-Kreis 34 605 3,01
Heilbronn 6 457 0,56
Landkreis Heilbronn 41 810 3,64
Hohenlohekreis 13 657 1,19
Crailsheim 4 125 0,36
Schwäbisch Hall 4 301 0,37
Kreis Schwäbisch Hall 8 328 0,72
Main-Tauber-Kreis  16 673 1,45
Heidenheim an der Brenz 5 478 0,48
Landkreis Heidenheim 11 694 1,02
Schwäbisch Gmünd 6 068 0,53
Aalen 5 162 0,45
Ostalbkreis  18 833 1,64
Baden-Baden 3 926 0,34
Karlsruhe 11 342 0,99
Bruchsal 4 447 0,39
Ettlingen 4 789 0,42
Landkreis Karlsruhe 57 512 5,01
Rastatt 5 467 0,48
Landkreis Rastatt 21 198 1,85
Heidelberg 7 884 0,69
Mannheim 12 391 1,08
Neckar-Odenwald-Kreis 14 758 1,28
Sinsheim 4 167 0,36
Weinheim 4 811 0,42
Rhein-Neckar-Kreis 77 893 6,78
Pforzheim 5 669 0,49
Landkreis Calw 18 145 1,58
Enzkreis 21 717 1,89
Landkreis Freudenstadt 13 981 1,22
Freiburg im Breisgau 10 241 0,89
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 28 357 2,47
Landkreis Emmendingen 19 705 1,72
Kehl 4 155 0,36
Lahr/Schwarzwald 5 337 0,46
Offenburg 5 750 0,50
Ortenaukreis 28 049 2,44
Landkreis Rottweil 17 042 1,48
Villingen-Schwenningen 7 148 0,62
Schwarzwald-Baar-Kreis 17 012 1,48
Tuttlingen 4 188 0,36
Landkreis Tuttlingen 9 878 0,86
Konstanz 6 658 0,58
Radolfzell am Bodensee 4 033 0,35
Singen (Hohentwiel) 5 202 0,45
Landkreis Konstanz 15 728 1,37
Lörrach 5 443 0,47
Rheinfelden (Baden) 4 470 0,39
Landkreis Lörrach 18 174 1,58
Landkreis Waldshut 17 630 1,53
Reutlingen 6 960 0,61
Landkreis Reutlingen 21 712 1,89
Rottenburg am Neckar 4 607 0,40
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Daten der Melderegister wird anschließend er-
mittelt, ob Karteileichen oder Fehlbestände vor-
liegen. Die Angaben für die Sonderanschriften 
werden anschließend im statistischen Meldeda-
tenbestand des Zensus entsprechend korrigiert. 
Über zusätzliche Angaben zum Wohnungssta-
tus sowie zur Zeitspanne des Aufenthalts an 
einer Sonderanschrift in Verbindung mit dem 
Meldedatenabgleich wird festgestellt, wo eine 
Person mit Hauptwohnsitz oder alleinigem 
Wohnsitz zu zählen ist.

Stand der Arbeiten in den Erhebungsstellen

Ende Mai 2011 und Mitte Juli 2011 wurden die 
Erhebungsstellen zum aktuellen Stand der Er-
hebungen befragt. Im Rahmen dieser Umfra-
gen und auch durch weitere Rückmeldungen 
auf unterschiedlichsten Wegen (Informations-
veranstaltungen für die Erhebungsstellen, 
Rückmeldungen über die eigens eingerichtete 
Hotline für Erhebungsstellen) zeigte sich, dass 
die Arbeiten in den Erhebungsstellen in Ba-
den-Württemberg gut bis sehr gut laufen bzw. 
gelaufen sind. Die Erhebungsstellen berichten 
nur in sehr geringem Umfang von Widerstän-
den gegen die Befragung aus der Bevölke-
rung. Die Anzahl der Verweigerer liegt landes-
weit schätzungsweise derzeit noch im drei-
stelligen Bereich. Auch Beschwerden über 
Erhebungsbeauftragte gab es wenige, was ins-
besondere auf die sorgfältige Auswahl und die 
umfassenden Schulungen zurückzuführen sein 
dürfte. Des Weiteren sind während der Erhe-
bung nur sehr wenige Erhebungsbeauftragte 
ausgefallen.

Auch der Rücklauf ist besser als erwartet ge-
laufen, zwischenzeitlich dürften fast alle Erhe-

bungen abgeschlossen sein. Dies zeigt sich 
darin, dass in allen Erhebungsstellen nur we-
nige Fälle ins Mahnverfahren gelangt sind, in 
einigen sogar keine. Bei der Verwertbarkeit der 
Fragebogen bereitet vor allem die – wenn auch 
geringe – Zahl an Fragebogen von Selbstaus-
füllern Probleme. Ansonsten ist, soweit das 
bisher beurteilt werden kann, die Verwertbar-
keit der Fragebogen gut. Das Statistische Lan-
desamt hat sich bereits mehrfach bei den Er-
hebungsstellen sowie den Interviewerinnen 
und Interviewern für das große Engagement 
und den hohen Einsatz bei der Bewältigung 
der Aufgaben beim Zensus 2011 bedankt.

Bereichsarten sensibel nicht-
sensibel

Studentenwohnheim x

Mutter-/Kindheim x x

Arbeiterheim x

Sonstiges (Wohn-)heim x

Alten-/Pflegeheim x

Behinderten(wohn)heim x

Kinder- und Jugendheim x x

Internat x

Krankenhaus x

Schule des Gesundheitswesens x

Kloster x

Flüchtlingsunterkunft x

Justizvollzugsanstalt x

Kaserne x

(Not-)Unterkunft Wohnungslose x

Bereichsarten der sensiblen und 
nicht-sensiblen Sonderbereiche 
beim Zensus 2011

T2

Noch: Kommunale Erhebungsstellen beim Zensus 2011T1

Erhebungsstelle Zu befragende Personen 
in der Stichprobe

Anteil am Gesamtstich-
probenumfang in %

Tübingen 8 096 0,70
Landkreis Tübingen 9 370 0,82
Balingen 4 448 0,39
Albstadt 5 067 0,44
Zollernalbkreis 14 059 1,22
Ulm 6 215 0,54
Alb-Donau-Kreis 24 064 2,09
Biberach an der Riß 4 490 0,39
Landkreis Biberach 13 200 1,15
Friedrichshafen 5 737 0,50
Bodenseekreis 20 099 1,75
Ravensburg 4 530 0,39
Landkreis Ravensburg 27 703 2,41
Landkreis Sigmaringen 14 723 1,28
Insgesamt 1 148 761 100

1) Die Städte Ludwigsburg, Kornwestheim und Bietigheim-Bissingen haben sich zu einer Erhebungsstelle zusammengeschlossen.
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Neben der Organisation und Begleitung der 
Erhebungen stehen umfangreiche weitere 
Maßnahmen an. Dazu zählen neben der Ab-
rechnung der finanziellen Vergütung der Erhe-
bungsbeauftragten die Eingangsregistrierung 
der Fragebogenrückläufe, die abschließende 
Feststellung von existenten Personen und die 
Betreuung des Erinnerungs- bzw. Mahnwe-
sens. Selbstverständlich ist damit die Arbeit in 
den Erhebungsstellen noch nicht zu Ende. Die 
Planungen sehen vor, dass die Erhebungsstel-
len bis Ende April 2012 geöffnet bleiben.

Welche weiteren Aufgaben gibt es in den Er-

hebungsstellen?

Im Rahmen des Zensus 2011 beginnen die Er-
hebungsstellen ab November bzw. Dezember 
2011 mit folgenden weiteren Erhebungen:

 Unterstützung des Statistischen Landesamts 
bei der Befragung zur Klärung des Wohn-
sitzes, auch Mehrfachfallprüfung genannt. 
Diese Erhebung wird wie die GWZ postalisch 
durch das Statistische Landesamt durchge-
führt. Es sind hierbei drei Befragungswellen 
(Ende September 2011, Anfang Dezember 
2011, Anfang Januar 2012) vorgesehen. Der 
Großteil der Auskunftspflichtigen wurde 
Ende September 2011 angeschrieben. Die 
Erhebung endet am 31. Januar 2012, später 
eingehende Fragebogen können nicht mehr 
verarbeitet werden. Dadurch ist das Zeit-
fenster für die Durchführung dieser Erhe-
bung das kleinste aller Erhebungen.

 Die Mehrfachfallprüfung ist neben der Be-
fragung zur Klärung von Unstimmigkeiten 
(siehe unten) die primärstatistische Erhe-
bung, mit deren Hilfe die Angaben aus den 
Melderegistern in Gemeinden unter 10 000 
Einwohnerinnen und Einwohnern statistisch 
korrigiert werden. Befragt werden im Rah-
men der Mehrfachfallprüfung die Personen, 
die mehrfach mit alleiniger Wohnung oder 
Hauptwohnsitz und mindestens einmal in 
einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern gemeldet 
sind.4 Außerdem werden Personen befragt, 
die ausschließlich mit Nebenwohnsitz in 
den Melderegistern geführt werden. Rest-
fälle dieser Erhebung, die postalisch nicht 
geklärt werden konnten, werden von den 
Erhebungsstellen über Erhebungsbeauf-
tragte voraussichtlich ab November 2011 
bearbeitet.

 Die Befragung zur Klärung von Unstimmig-
keiten (BKU), auch Mini-Haushaltegenerie-

rung genannt, startet voraussichtlich im No-
vember 2011. Das Vorgehen entspricht dem 
der Haushaltsstichprobe. Auch diese Erhe-
bung wird von den Erhebungsstellen mit 
Hilfe von Erhebungsbeauftragten durchge-
führt. Die Erhebung muss zwingend bis 
zum 30. April 2012 abgeschlossen sein, um 
die Daten 18 Monate nach Stichtag veröffent-
lichen zu können. 

 Die BKU ist neben der oben genannten 
Mehrfachfallprüfung die primärstatistische 
Erhebung, mit deren Hilfe die Angaben aus 
den Melderegistern in Gemeinden unter 
10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
statistisch korrigiert werden. Die Befragung 
erfolgt insbesondere, wenn Personen in Ge-
meinden mit weniger als 10 000 Einwoh-
nern anhand ihrer Meldedaten keiner Woh-
nung zugeordnet werden können, oder 
wenn die Zahl der Personen nach Angaben 
aus der GWZ größer ist als die Zahl der Per-
sonen in den Meldedaten. Die Abgleiche 
können deshalb erst dann vorgenommen 
werden, wenn ein Fragebogen der GWZ 
eingegangen und verarbeitet worden ist. 
Dadurch erfolgt eine erste, große Lieferung 
von zu erhebenden Anschriften an die Erhe-
bungsstellen nicht vor November 2011. In 
den folgenden Wochen werden aber weiter 
sukzessive zu erhebende Anschriften über-
mittelt. Zur Klärung der Unstimmigkeiten 
erfolgt eine Befragung aller an der jewei-
ligen Anschrift wohnenden Personen.

 Liegen zu einem Gebäude im Rahmen der 
GWZ keine ausgefüllten Fragebogen vor 
bzw. können keine Imputationen vorge-
nommen werden, so stoßen die Erhebungs-
stellen mittels Erhebungsbeauftragter so-
genannte GWZ-Ersatzvornahmen an. Eine 
erste Lieferung betroffener Anschriften er-
folgt voraussichtlich im Dezember 2011. Es 
werden hierbei Merkmale zum Gebäude 
durch Inaugenscheinnahme und eventuell 
über eine Mieterbefragung erhoben. Eine 
Auskunftspflicht der Mieter besteht nicht, 
die Erhebungsstellen führen im Rahmen 
der GWZ-Ersatzvornahmen keine Mah-
nungen durch.

Weitere Auskünfte erteilen
Sebastian Vonhoff, Telefon 0711/641-62 08,
Sebastian.Vonhoff@stala.bwl.de,
Sebastian Fischbäck, Telefon 0711/641-61 69,
Sebastian.Fischbaeck@stala.bwl.de,

4 Alle anderen Fälle wer-
den maschinell bereinigt.


